Dtokns. . EINGANG
ﬁﬂ@ o ’21 Mai 201‘1]

L.

Aktenzeichen o o __RA KOCH

1 K 290/13.DA ‘ : | - | br

" IM NAMEN DES VOLKES
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In dem Verwaltungsstreitverfahren

des Herrn Dipl.-ing. A.,
A-Straf’e, A-Stadt

Klager,

Proz.-Bev‘.: | B., _
' B-Straf3e, B-Stadt,
‘ GZ:

gegen

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Deutsche Telekom AG, vertreten
durch den Vorstand, vertreten durch SBR, BRS, Rechtsservice Dienstrecht, |
Gradestralte 18, 30163 Hannover - ‘

Beklagte,

\;vegen Ruckforderung tiberzahlter Dienstbeziige

hatdas Verwaltungsgericht Z. - 1. Kammer - durch

_Richter am Verwaltungsgericht Patella
- als Einzelrichter 7 o _
aufg'rund der miindrlich_en Verhandlung vom 8. Aprit 2014 fir Recht erkannt:- B



Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand


- Der Bescheid der Deutschen Telekom AG vom 14.06.2012 und derén,
Widerspruchsbhescheid vom 14.02.2013 werden aufgehoben.

Die Kosten des Verfahrens hat die Beklagte zu trageh.
Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorldufig vollstreckbar.

Die Beklagte darf die Vollstreckung'durch.Si'cherh_eitsleistung in HG-
he der festzusetzenden Kosten abwenden, falls nicht der Klager vor
der Vollstreckung Sicherheit in derselben Hohe leistet.

TATBESTAND

Der ... geborene Klager ist seit 1977 als Beamter bei der Deutschen Telekom AG mit ;
Dienstsitz in B-Stadt tatig. Sein Besoldungsdie'nstaiter wurde mit Bescheid der Bek'lagten
‘'vom 20.10.1986 auf den 01.09. 1981 festgesetzt. Vom 01.09. 1998 bis zum 31.08.2007 war
der Klager im Rahmen einer so genannten ,,Inswhbeurlaubung“ als Arbeltnehmer bei der '
Deutschen Telekom AG tatig. Nach Beendigung der Beurlaubung erhielt der Klager wieder
die regulire Beamtenbesoldung. | '

Mit Schreiben vom 08.05.2012 teilte die Beklagte dem Klégér mit, dass er nach Ende der
'|néichbeurlaubung seit dem 01.09.2007 aus der falschen Dienstaltersstufe bzw. der fal--
schen Erfahrungsstufe heraus bezahlt worden sei.

So sei er vom 01.09.2007 bis zum 30.06.2009 stat rlchtlgenNelse aus der Dienstaltersstufe
10 aus der Dlenstaltersstufe 12 bezah!t worden. Vom 01.07. 2009 nach Elnfuhrung der
besoldungsrechtilchen Regelungen aus dem Dienstrechtsneuordnungsgesetz bis zum
‘ 31 08.2009 sei er staft rlcht:gerwelse aus der Erfahrungsstufe 6+ aus der Erfahrungsstufe
8 bezahlt worden und vom 01.09.2009 bis zum 03.05.2010 sei er statt rlchtlgerwelse aus
.der Erfahrungsstufe 7 aus der Erfahrungsstufe 8 bezahlt worden. Vom 04.05.2010 bis zum
£ 03.09.2010 habe sich der Klager in Elternzeit befunden. Vom 04.09.2010 bis zum
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31.05.2012 sei er wiederum statt richtigerweise aus der Erfahrungsstufe 7 aus der Erfah-
rungsstufe 8 bezahlt worden. ' '

Nach erfolgter 'Anht')ru'ng unter dem 21.05.2012 machte die Beklagte mit Bescheid. vom

.14.06.201_2 gegenilber dem Klager eine Rickforderung zu viel gezahiter Beziige in Hohe

von 5.130,51 Euro, fallig bis zum 19.07.2012, geltehd. ler- Begriindung verwies sie auf ihr
Schreiben vom 08.05.2012 und fﬂhﬂe weiter aus, Grunde fir einen Verzicht seien nicht

- . erkennbar, ‘gegebenenfalls kénne eine Ratenzahlung vereinbart werden.

Hiergegen tegt'e der Klager mit Schreiben vom 04.07.2012 Widerspruch ein. Es habe siéh
aus dem Schreiben vom 11.06.2007, das ihm zum 'Ender der Insichbeurlaubung iibersandt
worden sei, kein Hinweis auf die aktuell fur ihn zum 01.09.2007 geltende Bezi]geZahlung'
- mit.Zuordnung der Dienstaltersstufé ergeben. Zudem habe er zum 01.07.2009 keine ge-
sonderte Mitteilung tiber die Zuordnung zur Erfahrungsstufe laut Besoldungsiiberleitungs- -
gesetz auf der Grundlage des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes érhalten._ -
Insgesamt habe er den Umstand, dass er nach Ende der Insichbeurlaubung aus der
Dienstaltersstufe 12 statf aus der Dienstaltersstufe 10 heraus bezahlt wurde, nicht zu ver-
treten, der von der Behdrde verursachte Fehler kénne ihm nicht angelastet werden. Die
falsche Zuord.nung der Erfahrungsstufe sei fﬁr’ ihn nicht erkennbar oder nachvollziehbar
gewesen. . | '

Im Ubrigeh beziehe er sich auf den Wegfall der Bereicherung.

Den Widerspruch des Klégers wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom
14.02.2013, zugestellt am 20.02.2013, zurlick. | _
_Ergéniend trug die Beklagte vor, dass die falschen Einstufungen und damit die Uberzah-
lungen an den-Kléger auf eine Eingabe des falschen Besoldungsdienstalters in das SAP-
- Abrechnungssystem vom 31.08.2007 zuriickzufiihren seien. Es seien ,‘keine Griinde be-
kannt, die es geboten erscheinen lieken, auf die Ruckforderung ganz oder teilweise zu
verzichten. Es bestehe jedoch die Bereitschatft, eine.angemessene Ratenzahlung einzu-

rdumen;, die Riickzahlung solle in‘20 Raten in Hohe von je 250,00 EUR und einer weiteren
~ - Rate von 130,51 EUR erfolgen. |



Der Klager hat am 05.03.2013 uber seine Bevolimachtigte Klage am Verwaltungsgericht Z.
erhoben und diese mit Schreiben vom 13.05.2013 begriindet.
Er trégt vor, dass die Forderung der Bekiagten fiir ihn nicht nachvol!zrehbar sei und sie
schon dem Grunde nach nicht bestehe. Weder im Ausgangs- hoch im Widerspruchsbe-
scheid der Beklagteh habe sich eine genaue Forderungsaufsteliung/-berechnung befun-
den. ‘ | | | |
“Dartiber hinaus sei der Anspruch aber auch verjahrt. Spatestens zum 01.07.2009,
Rahmen der Umstellung des SAP-Abrechungssystems hatte der Beklagten die fehlerhafte |
Besoldung und das angeblich am 31.08.2007 falsch elngegebene Besoldungsdienstalter
des. Kiégers auffallen miissen. Die Unkenntnis der Beklagten hierliber sei spatestens zum
Zeitpunkt der Besoldungsuberleltung am 01.07.2009 grob fahrlassig und konne mcht zu
Lasten des Klagers gehen.
- SchlieRlich sei der Anspruch auch verwirkt. Da der streitgegenstandllche Abrechnungszeut—- '
raum mehrere Jahre zuriickliege, habe der Kidger insbesondere nach der Umsetzung des
_ Dienstrechtsneuordnungsgesetzes darauf vertrauen durfen, dass keine RUckfo_rder.ung gel-
tend gemacht werde.

Der K!ager beantragt,
den Bescheid der Deutschen Telekom AG vom 14 06.2012 und deren Wider-
spru_chsbescheld vom 14.02.2013 aufzuheben.

- Die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Die B’ekla.gte tragt ergéanzend mit Schreiben vom 05.07.2013 vor, dass die Einstuf_ung in
die Dienstaltersstufen bzw. die | Erfahrungsstufen im Widerspruchsbescheid vom
14.02.2013 sehr gut erklart worden sei.‘Die einzelnen Betrige der Uberzahlung innerhalb '
des Riickforderungszeitraums von Januar 2009 bis Mai 2012 seien in einer dem Schreiben
~ beigefugten Tabelle zusammengefasst. Die Uberzahiungen von September 2007 bis De- .
zember 2008 seien nlcht Tell der Ruckforderung
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_Dér Klager kénne sich dariiber hinaus nicht auf den Wegfall der Bereicherung berufen, da
dem Klager bereits am Anfang des Uberzahlungszeitraums der Fehler hatte auffallen mus- |
* sen. Auf den Beziigemitteilungen aus den Jahren 2007 bis 2009 seien rechts oben die Be- |
soldungsgruppe und die Besoldungsstufe ausgéwiesen_ Das gleiche gelte ab 2009 fur die
~ Erfahrungsstufen. So hatte es dem Kisger gerade ab 01.07.2009 als erstaunlich auffallen
miissen, dass er sich im Alter von nur ... Jahren bereits in der obersten Erf_ahrungsstufe
befunden habe. o | ' |

" Hinsichtlich weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt der Ge-
richtsakte sowie auf die Niederschrift zur mindlichen Verhandiung verwiesen. Dem Gericht
liegen die Sachakte und zwei Bande Personalakten vor; auch diese Unterlagen sind zum

Gegenstand der Entscheidungsfindung gemacht worden.

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE

Die Klage .ist zulassig und in der Sache begriindet, denn der Bescheid der Deutschen Te-
lekom AG vom 14.06.2012 in derGestalt des Widerspruchsbescheids derselben Behdrde
vom 14.02.2013 ist rechtswidrig und ver!etzt den Klager in seinen Rechten (§ 113 Abs. 1
Satz 1 VWGO)

Rechtsgrundlage fur die Riickforderung Uiberzahlter Dlenstbezuge IS’[ vorhegend § 12 Abs.
2 BBesG Konkretisiert wird diese Norm durch Nr. 12 der Allgememen Verwraitungsvor-
schrift des Bundesmmlsteriums des Innern zum Bundesbesoldungsgesetz (BBesGVwV)
.vom 1.1. Juli 1997 (GMBI. 1997, 314).

. Der Ruckforderungsbescheid der Beklagten ist sowohl' formell als materiell rechtswidrig.
Ein- Ruckforderungsbesche:d ist als Verwaltungsakt lnsbesondere nur dann formell recht-

méaRig, wenn er gemal den §8 37 Abs. 1 und 39 Abs. 1 VWVIG sowoh! inhaltlich hinrei-
chend bestimmt als auch inhaltlich nac_hvollmehbar begriindet ist. Mageblich ist dabei der
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objektive Empfangerhorizont §§ 133, 157 BGB analog (vgl. Stelkens/Bonleachs VwVfG
Kommentar, 8 Aufl. 2014, § 35 Randnummer 71). .

Nr. 12.2.20 BBesGVwV ist Ausfluss dieser grundsatzlichen Anforderungen und bestimmt,
dass Ruckforderungsbesche!de den Zeitraum, den Betrag der Uberzahlung, die Hohe des

zuruckgeforderten Betrages sowie eine Rechtsbehelfsbelehrung enthalten miissen.
Der Riickforderungsbescheid der Beklagten erfilit diese Voraussetzungen nicht.

. Zwar ist die Hohe der géforderten Riickzahlung eindeutig mit 5.130,51 Euro angegeben.

Jedoch fehlt sowohl dem Ausgangs- als auch dem Widerspruchsbescheid, der dem Ver-
waltungsakt die maRgebliche Form gibt (§ 79 Abs. 1 Nr. 1 VwGOQ), jegliche nachvollziehba-
re Begriindung iiber das Zustandekommen dieses Betrages. Es ist an keiner Stelle ersicht-
lich, auf welchen Zeitraum er sich beZIeht in welchem Monat konkret welcher Betrag zu'
viel ausgezahlt wurde und welcher Betrag nur hétte ausgezahlt werden dirfen. Auch im
gerichtlichen Verfahren wurde dem mcht abgeholfen denn es wurde eine mehrseltlge

- letztlich unbrauchbare, weil unubersmhtllche und mit hier augenscheinlich un_erhebhchen
 Angaben {iberladene und somit erneut nicht nachvollziehbare Tabelle n'achg‘ereicht.

Zudem wurde die Formvorschnft des Nr. 12.2.11 BBesGVwV nicht beachtet Demnach ist
der Beamte wenn er sich auf den Wegfall der Bereicherung beruft, aufzufordern, sich in-
“nerhalb einer angemessenen Frist Uiber die Hohe seiner Einkinfte wahrend des Uberzah- -
iungszeltraums und {iber deren Vewvendung zu duRern. Vorliegend hat sich der Klager auf |
den Wegfall der Bereicherung berufen, ohne dass dem eine Aufforderung der Beklagten Zu
einer entsprechenden Auskunft gefolgt ist.

Aber auch in materie!le'r Hinsicht ist der Riickforderungsbescheid rechtswidrig.

 Gemah § 12 Abs. 2 S. 1 BBesG regelt sich die Riickforderung zu viel gezahlter Bezlge
grundsétziich nach den Vorschriften des Burgerllchen Gesetzbuches (BGB) uber die Her-
- ausgabe einer ungerechtfert:gten Bereicherung. Nach § 812 Abs. 1 5. 1 BGB ist das her-

auszugeben, was ohne rech_thchen_ Grund erlangt wurde. Dass der Klager im vorhegenden
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. Fall aufgrund einer faischen Eingabe im SAP-Abrechnungssystem L'Jberzahlungen erhalten
hat, ist urnzweifelhaﬂ; diesbeziglich kann auf die zutreffenden Ausfthrungen im Wider-
spruchsbescheid verwiesen werden. |

_Aﬂerdlngs kann der Klager dem bestehenden RUckfordérungsanspruch vorliegend gemaf
§ 818 Abs. 3 BGB die Entrelcherungse!nrede durch Verbrauch der zugeflossenen Mittel
entgegenhalten

Nach Nr. 12.2.12 BBesGVwV kann der Wegfall der Berelcherung zudem ohne naéhere Pri-
fung unterstelit werden. ‘

'Nr. 12.2.12 BBesGVwV sieht diese Mogllchkelt vor, wenn die im Jewelhgen Monat Zu v:el |
gezahlten Beziige 10% des insgesamt zustehenden Betrages, héchstens 300,00 DM (jetzt:
163,39 €) nicht Ubersteigen. ' | .

Diese Voraussetzungen liegen hier vor. Ausgehend von dem im Schreiben der Beklagten
- yom 05.07.2013 genannten Uberzahlungszeitraum von 41 Monaten (Januar 2009 bis Mai
2012) ergibt sich bei einem Gesamtbetrag von 5.130,51 Euro ein durchschnittlicher monétf
licher Uberzahlungsbetrag von 125,1'3, Euro. Selbst wenn aber die monatlichen Uberzah-
lungen teilweise Uber der'Hfﬁchstgrenze der Nr. 12.2.12 BBesGVwV liegen sollten, sind im
Hinblick darauf, dass der Hochstbetrag in Nr. 12.2.12 bereits im Jahre 1997 in der Allge-
‘meinen Verwaltungsvorschnft zum Bundesbesoldungsgesetz festgelegt wurde, die Anfor-
derungen an den Nachweis der Entreicherung nicht zu tberspannen (so zutreffend VG
-Sigmaringen, Urteil vom 12.11.2012 - 1K 1808/12 - abgedruckt bei juris).

Der Klager haftet im vorliegenden Fall auch nicht nach allgemeinen Grundsétzen ver--
scharft.. ' ' I ' |

| ~Nach § 12 Abs. 2 8. 2 BBesG V. m. §§ 818 Abs 4, 819 BGB greift die Verscharfte sich
nach den allgemeinen birgerlich-rechtlichen Vorschriften richtende und eine Berufung auf
den Entrelcherungstatbestand in § 818 Abs. 3 BGB ausschluel&ende Haftung ein, wenn der
Empfanger den Mangel des rechtlichen Grundes bei Empfang der Lelstung kennt oder ihn

- spater erfahrt. Dann ist er zur Herausgabe des Erlangten verpflichtet, ohne sich auf den

Wegfall der Bereicherung berufen zu konnen. Der Kenntms des Mangels des rechtllchen '
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Grundes steht es im Fall der Riickforderung iberzahlter Bezlige gleich, wenn der Mangel
offensichtlich war, § 12 Abs. 2 S. 2 BBesG. Nach der neuen Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts (BVerwG, Urteil vom 26.04.2012 — 2 C 1515/10, 2 C 4/11 —, abge-
druckt bei juris) liegt Offensichtlichkeit im Sinne des § 12 Abs. 2 S. 2 BesG dann vor, wénn_
dem Beamten aufgrund seiner Kenntnisse auffallen muss, dass die ausgewiesenen Betré—

ge nicht stimmen kénnen. lhm muss sich aufdrangen, dass die Besoldungsmitteilung feh-

- lerhaft ist. Es ist nicht ausreichend, wenn Zweifel bestehen und es einer entsprechenden
" - Nachfrage bedarf. |

In diesem Zusammenhang ist hier zu bederiken, dass der Klager vom 01.09.1998 bis zum

- 31.08. 2007 ,insichbeurlaubt* war, also keine Beziige als Beamter erhielt, sondern als Ar-

beltnehmer Gehaltsempfanger war. Vor diesem Hintergrund kann zur Uberzeugung des
erkenne_nden Gerichts nicht von einer Offensichtlichkeit des Mangels des rechthchen
Grundes im Sinne des § 12 Abs. 2 Satz 2 BBesG gesprochen werden. Die seitens der Be-
klagtén vorgelegte Bezlgemitteilung 09/2007 én_thélt in der Rubrik ,Persdnliche Daten®
unter anderem folgende Eintrage: - - |
BesGr/EG ~ A 12 // BesSt/GrSt — 12 // AZ-Planregel — B350 // WAZ - 34,00

Mégiichemeisé hatten -diese Eintragungen dem Klager Veranlassung geben kdnnen, sich
bei den zustandlgen Bediensteten nach seiner Rickkehr in das aktlve Beamtenverhaltnis

- um Erlauterung der einzelnen Merkmale zu bemuhen von einer SICh aufdrangenden Feh-
lerhaftigkeit der Bezligemitteilung im Sinne der oben zitierten Rechtsprechung des Bun-

desverwaltungsgerichts kann daher nicht gesprochen werden. ‘Hieran anknpfend ist die
Feststellung zu treffen, dass dann auch hinsichtlich der Uberleitung in die (neuen) Erfah-

“rungsstufen zum 01.07.2009 (siche § 2 Beso!dungSUberIeitungSgesetz) nicht von einer

~ Offensichtlichkeit des Mangels-ausgegangen werden kann, da es.sich insoweit lediglich um

die ,konsequente” Fortschreibung der 2007 erfolgten fehlerhaften Zuordnung handeite.

Selbst wenn man sich aber der vorstehend 'wiedergegebenen Auffassung des Gerichts

nicht anschlieRen wollte, dnderte dies im Ergebnis nichts, da sich die materielle Fehlerhaf-
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tigkeit des Ruckforderungsbescheids jedenfa'lls aus der Fehlerhaftigkeit der Billigkeitsent- |
scheidung ergibt. o

‘Nach § 12 Abs. 2 S. 3 BBesG kann aus Billigkeitsgrinden ganz oder teilweise von der
Rickforderung abgésehen werden. Nach der sténdrigen Rechtsprechung des Bundesver-
- waltungsgerichts bezweckt eine solche Billigk'eitsentsc'heidung, eine allen Umstanden des
Einzelfalles gerecht werdende, fir die Behdrde zumutbare und fiir den Beamten tragbare
L6sung zu ermdglichen, bei der auch Alter, Leistungsfahigkeit und sonstige Lebensverhalt-
nisse des Herausgabepflichtigen eine maRgebende Rolle spielen (siehe statt aller
BVerwG, Urteil vom 27.01.1994 — 2 C 19/92 —, abgedruckt bei juris). |

- Bei der Billigkeitsentscheidung ist in besonderer Weise zu beriicksichtigen, wessen Ver-
antwortungsbereich die Uberzahlung zuzuordnen ist und in welchem MaBe ein Verschul- ‘
den oder Mitverschulden hierfur ursdchlich war. Ein Mitverschulden der Behorde -an der
Uberzahlung ist in die Ermessensentscheidung nach § 12 Abs. Abs. 2 Satz 3 BBesG ein-
zubeziehen. Das ist auch unter Gleichheitsgesichtspunkten geboten. Der Beamte, der nur
einen 'untergeordneten Verursachungsbeitrag fur die Uberiahlﬂng gesetzt hat, muss bes-
ser stehen als der Beamte, der die Uberzahlung allein zu verantworten hat. Angesichts,
dessen erscheint in Ahsehung der aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts (Urteil vom 26.04.2012 — 2 C 4/11 — a.a.0.) ein Absehen von der Ruckforderung in
der Gréfdenordnung von 30 % deé liberzahlten Betrages im Regelfall angémessen.

Dies hat die Beklagté nicht beachtet. Im vorliegenden Fall liegt der Grund der Uberzahlung
- —was auch seitens der Beklagten nicht in Abrede gestellt wird — ih einer Falscheihgabe im
SAP-Abrechnungésystem und der daraus resultierenden Falschberechnung; Da der Kidger
mit der Falscheingabe nichts zu tun hatte, er i_nsbesondere‘ keine falsche Angabe gemacht
hat, ist die Fehlerhaftigkeit der erfolgten BergeZahlung allein dem Verantwortungsbereich
der Beklagten zuzuordnen. Es sind auch keine weiteren Umsténde ersichtlich, die diesen
Fall nicht als einen solchen Regelfall im Sinne der Rechtsprechung des Bundesverwal-
~ tungsgerichts quélifizieren wiirden. Daher war es geboten, im Rahmen der Bil!igkeitsent-
scheidung der Beklagteh bereits vorab und ohne weitere Ermitttung der finanziellen Ver- |
hélinisse des Klagers eine Reduzierung der Riickforderung in Héh_e von 30 % vorzuneh- |
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men gewesen. Dies hat die Beklagte jedoch unterlassen, was zur Fehlerhaftigkeit der Bil-
ligkeitsentscheidung fuhrt. Diese Fehlerhaftigkeit hat die RechtsWidrigkeit'deS gesamten
Rickforderungsbescheids zur ‘Folge, denn die Billigkeitsen_tscheidung modifiziert den
Riickzahlungsanspruch, sie betrifft den materiellen Bestand des Ruckforderungsanspruchs
und ist daher notwendiger und untrennbarer Bestandieil der Ruckforderungsentscheidung.
- {so ausdru_cklich BVerwG, Urteil vom 26.04.2012 -2C15/10-a.a.0.).

Der R'L'lckforderung'sbesch_eid vom 14.06.2012 und der Widerspruchébescheid vom
14.02.2013 waren daher aufzuheben. | '

Als unterliegende Betelllgte hat die Beklagte die Kosten des Verfahrens zu tragen (§ 154
Abs.1 VwGO),

Die Entscheidung Uber die vorlaufige Volistreckbarkeit wegen der Kosten beruht auf § 167
VWGO, §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO.

Griinde fur die Zulassung der Berufung gem. § 124a Abs.1 VWGO liegen nicht vor.

RECHTSMITTELBELEHRUNG

' Gegen dieses Urteil kann innerhalb eines Monats nach Zuste!lung die Zulassung der Be-
rufung beantragt werden. Uber die Zulassung der Berufung entscheidet der Hessische
_ Verwaltungsgerichtshof

Vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte durch einen
Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschule eines Mitgliedsstaates der Européischen Union, eines anderen Vertragsstaa-
tes des Abkommens tiber den Européischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die
Befahigung zum Richteramt besitzt, als Bevollmachtigten vertreten lassen. Dies gilt auch
fiir Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Hessischen Verwaltungs-
getichtshof eingeleitet wird. '

Behdrden und juristische Personen des dffentlichen Rechts einschliellich der von ihnen
zur Erfullung ihrer 6ffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlisse kénnen sich durch
- eigene Beschiftigte mit Befahigung zum Richteramt oder durch Beschiftigte mit Befahi-



-11 -

gung zum Richteramt anderer Behdrden oder juristischer Personen des offentlichen
Rechts einschlieflich der von ihnen zur Erfillung ihrer ffentlichen Aufgaben gebildeten
Zusammenschliisse vertreten lassen. Einer Person mit Befahigung zum Richteramt steht

“gleich, wer in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet ein rechtswissen-

“schaftliches Studium als Diplom-Jurist an einer Universitat oder wissenschaftiichen Hoch-
schule abgeschlossen hat und nach dem 3. Oktober 1990 im hdheren Verwaltungsdienst
beschaftigt wurde. | '

In Abgabenangelegenheiten sind auch Steuerberater, Steuerbevolliméchtigte, Wirtschafts-
priifer und vereidigte Buchpriifer, Personen und Vereinigungen im Sinne des § 3 a des
Steuerberatungsgesetzes sowie Gesellschaften im Sinne des § 3 Nr. 2 und 3 des Steuer-
beratungsgesetzes, die durch Personen im Sinne des § 3 Nr. 1 des Steuerberatungsgeset-
zes handeln, als Bevoliméchtigte zugelassen. '

Berufsstindische Vereinigungen der Landwirtschaft sind dartiber hinaus fir ihre Mitglieder
als Bevollmachtigte zugelassen. -

Weiterhin sind Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammen-
schliisse solcher Verbande fiir ihre Mitgiieder oder fur andere Verbénde oder Zusammen-
schliisse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder als Bevolimachtigte zugelas-
sen. : :

In Angelegenheiten der Kriegsopferfiirsorge und des Schwerbehindertenrechis sowie der
damit im Zusammenhang stehenden Angelegenheiten sind auch Vereinigungen, deren
satzungsgemifRe Aufgaben die gemeinschaftiiche Interessenvertretung, die Beratung und
Vertretung der Leistungsempfanger nach dem sozialen Entschadigungsrecht oder der be-
hinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter Beriicksichtigung von Art und Um-
fang ihrer Tatigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die Gewahr fr eine sachkundige Pro-

" zessvertretung bieten, fiir ihre Mitglieder als Bevollmé&chtigte zugelassen. -

AuBerdem sind juristische Personen, deren Anteile sémitlich im wirtschaftlichen Eigentum .
. einer der in den beiden vorstehenden Absatzen bezeichneten Organisationen stehen, als
Bevollmachtigte zugelassen, wenn die juristische Person ausschlieRlich die Rechtsbera-
tung und Prozessvertretung dieser Organisationen und ihrer Mitglieder oder anderer Ver-
bande oder Zusammenschliisse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder ent-
sprechend deren Satzung durchfiihrt, und wenn die Organisation fur die Tatigkeit der Be-
vollmachtigten haftet. - - : :

Ein nach den vorstehenden Vorschriften Vertretungsberechtigter kann sich selbst vertre-
ten. _

Richter durfen als Bevollmachtigte nicht vor dem Gericht auftreten, dem sie angehdren. 7
. Ehrenamtliche Richter dirfen, auBer wenn sie Beschéftigte eines Beteiligten oder eines - mit
_ihm verbundenen Unternehmens (§ 15 Aktiengesetz) sind oder wenn sie eine Behérde
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nach Mal3gabe des dritten Absatzes vertreten, nicht vor einem Spruchkorper auftreten,
dem sie angehoren

Die Berufung ist nur zuzulassen,

1. wenn ernstliche Zweifel an der RIChtigkeIt des Urteils bestehen

2. wenn die Rechtssache besondere tatsachliche oder rechtliche Schwueng-

 keiten aufweist,

3. wenn die Rechtssache grundsitzliche. Bedeutung hat,

4. wenn das Urteil von einer Entscheidung des Hessischen Verwaltungsge-
richtshofs, des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats
der obersten Gerichtshofe des Bundes oder des Bundesverfassungsge-
richts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder

5. wenn ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterfiegender Verfah-

" rensmangel geltend gemacht wird und vorhegt auf dem d|e Entscheidung
beruhen kann.

Der Antrag ist SCVhI'IfﬂICh zu stellen und muss das angefochtene Urteil bezeichnen. Der An-.
trag 1st bei dem

Verwaltungsgericht Z.
Julius-Reiber-StraBe 37
' 64293 Z.
(Postanschrlft Postfach 11 14 50, 64229 Z.)

zu stellen.

‘ Der Antrag kann auch auf elektronischem Weg gesteilt werden, wenn er mit einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur versehen ist. Die Stellung des Antrags tiber eine gewdhnli-
che E-Mail ist nicht zuldssig. Zu den Einzelheiten vgl. die Hinweise auf der Iinternet-

" -Homepage unter www.vg- darmstadt justiz.hessen.de.

' innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils smd die Grunde darzulegen
~ aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begrindung ist, sofern sie nicht zugleich mlt
der Stellung des Antrags auf Zulassung der Berufung erfolgt beim B

Hessischen Verwaltungsgerichtshof
Briider-Grimm-Platz1 -
- 34117 Kassel

einzureichen.
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BESCHLUSS

Der Streitwert wird endgiiltig auf 5.130,51 EUR festgesetzt.
GRUNDE

Der Streitwert wurde gemal § 52 Abs. 3 GKG festgesetzt. Die vorl3ufige Festsetzung des
Streitwerts wird damit gegenstandslos. ' : ‘

RECHTSMITTELBELEHRUNG

Gegen diesen Beschluss kann Beschwerde eingelegt werden, wenn der Wert des Be-
schwerdegegenstandes 200,00 EUR ibersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat. o _

Die Beschwerde ist be_i dem

Verwaltungsgericht Z.
Julius-Reiber-Strafe 37
. 642932, :
_(Postanschrift: Postfach 11 14 50, 64229 Z.)

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle einzulegen.

Die Beschwerde kann auch auf elektronischem Weg eingelegt werden, wenn sie mit einer - '

~ qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist. Die Einlegung der Beschwerde tber

eine gewshnliche E-Mail ist nicht zuldssig. Zu den Einzelheiten vgl. die Hinweise auf der

“Internet-Homepage unter www.vg-darmstadt.justiz.hessen.de.
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Die Beschwerde ist nur innerhalb von sechs Monatén,' nachdem die Entscheidun'g in der
Hauptsache Rechtskraft erlangt hat oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, zu-
jdssig. ‘ '

Soweit der Streitwert spater als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt wird, kann

die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung des Streitwertfestsetzungs- .

beschlusses eingelegt werden.

Patella



